
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 28. Juni 2011 

 
 Nr. 2011/1510   
 KR.Nr. A 043/2010 (BJD) 

Auftrag Fraktion CVP/EVP/glp: Informationsaustausch zwischen Behörden (17.03.2010) 

Stellungnahme des Regierungsrates 

  

1. Auftragstext 

Der Regierungsrat wird beauftragt, im neuen Einführungsgesetz zur Schweizerischen Strafpro-
zessordnung und zur Schweizerischen Jugendstrafprozessordnung eine Regelung vorzulegen, 
die Strafbehörden wie Polizei, Staatsanwaltschaft, etc. die Möglichkeit gibt, andere Behörden 
von Bund, Kanton oder Gemeinden über Strafverfahren zu orientieren, wenn diese Behörden 
auf die Informationen angewiesen sind und das Interesse an der Information gegenüber den 
Persönlichkeitsrechten der Parteien überwiegt. 

2. Begründung 

A In der in der März-Session beratenen Vorlage wurde der Artikel über den Informationsaus-
tausch ersatzlos gestrichen. 

Da aber im Rat unbestritten war, dass es eine entsprechende Regelung braucht, wird hiermit der 
Regierungsrat beauftragt, möglichst rasch eine griffige, den verschiedenen im Rat geäusserten 
Bedenken Bedeutung tragende Regelung, vorzulegen. Sie könnte z.B. ähnlich wie die Berner 
Regelung aussehen oder der etwas enger gewählten Version von Basel-Stadt, die aber auch kei-
ne vollständig abschliessende Aufzählung enthält, entsprechen. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Wir sind mit der Stossrichtung des Auftrages einverstanden und beantragen, Erheblicherklärung 
im Sinne der gleichentags beschlossenen Vorlage „Änderung des Einführungsgesetzes zur 
Schweizerischen Strafprozessordnung und zur Schweizerischen Jugendstrafprozessordnung 
(Mitteilungen der Strafbehörden)“ und Abschreibung. Zur Begründung kann vollumfänglich auf 
die vorgenannte Vorlage verwiesen werden. 



2 

4. Antrag des Regierungsrates 

Erheblicherklärung und Abschreibung. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 

Vorberatende Kommission 

Justizkommission 

Verteiler 

Bau- und Justizdepartement 
Bau- und Justizdepartement (br) 
Legistik und Justiz (FF) (4) 
Staatsanwaltschaft 
Jugendanwaltschaft 
Polizei Kanton Solothurn 
Staatskanzlei 
Aktuarin JUKO 
Parlamentsdienste 
Traktandenliste Kantonsrat 
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